
Jahrhunder t soll das Bevölkerungswachs­
t u m be im Stand von ungefähr 10 Mil l iarden 
zum Sti l lstand kommen . 
Euphor isch wird anschl ießend verkündet , 
daß es der Menschhei t in unserem Jahrhun­
dert erstmals gelungen ist, ihr demograph i ­
sches Schicksal unter Kontrol le zu b e k o m ­
men. Die Lebenserwartung, gerade auch in 
den Entwicklungsländern, ist gest iegen, die 
Kindersterbl ichkeit konnte verringert wer­
den . »Aber es ist noch kein endgül t iger 
Sieg«, warnt der Bericht und verweist auf die 
Kluft zwischen »entwickelten« und »Entwick­
lungsländern«. Während erstere das Bevö l ­
kerungswachstum in den Griff bekommen 
hätten und die Ernährung ihrer Bevölkerung 
gewährleisten könnten, obwoh l nur fünf Pro­
zent ihres Arbei tskräf tepotent ia ls in der 
Landwir tschaft tät ig s ind, hätten letztere das 
Problem der Unterernährung bis heute nicht 
bewäl t igen können — und dies, obwoh l die 
Mehrheit der Bevölkerung dort immer noch 
im Agrarsektor arbeitet. Für den UNFPA liegt 
die Erklärung für das bisherige Scheitern der 
Entwick lungsländer auf der Hand: Das »un­
mäßige Bevölkerungswachstum« in all sei ­
nen negativen Folgen ist Schuld an der Mise­
re. Dies wird dem Leser später, im letzten Teil 
des Ber ichts, anhand von eindr ingl ichen, auf 
den Laien zugeschni t tenen Beispielen klar 
gemacht . 

Vorher j edoch , in Teil II des Berichts, sollen 
einmal die denkbaren »Auswirkungen des ra­
schen Bevö lkerungswachstums auf das In­
d iv iduum« beleuchtet werden. Zu diesem 
Zweck wi rd das Schicksal einer hypothet i ­
schen Person X, des »fünfmil l iardsten Erden­
bürgers«, der aller Wahrscheinl ichkeit nach 
in e inem Entwick lungsland zur Welt kommen 
w i rd , verfolgt. Zwei mögl iche Lebensszena­
rien für Wel tbürger X werden entworfen: 
Land A und Land B. In Land A herrscht un­
kontrol l iertes Bevö lkerungswachstum, die 
Wir tschaf t entwickel t s ich langsam — ein ty­
p isches Beispiel für viele Länder im Afr ika 
südl ich der Sahara. Land B hat den Bevölke­
rungszuwachs e ingedämmt, seine Wirt­
schaft »nimmt einen enormen Auf­
schwung« — vergleichbar e twa mit der S i ­
tuat ion der Republ ik Korea. 
In Land A ist es mit den Über lebenschancen 
für Wel tbürger X schlecht bestellt: Er wi rd in 
eine große Familie auf dem Land hineingebo­
ren. Die Gesundhei t seiner Mutter ist durch 
zu häuf ige Geburten geschwächt . Vielleicht 
st irbt das »fünfmil l iardste Baby« gar schon in 
den ersten Lebensjahren. Die Kindersterb­
l ichkeit in Land B dagegen ist »um 12 bis 
20 Prozent geringer«, die Müttersterbl ichkeit 
»als soziales Problem prakt isch ganz ver­
schwunden«. Im Hinbl ick auf die Bi ldungs­
chancen sieht es ähnl ich aus: Land B kann 
eine ausre ichende Anzahl von Schulplätzen 
anbieten, Wel tbürger X könnte dort sogar 
eine Universität besuchen. In Land A dage­
gen kann er f roh sein, wenn er überhaupt 
Lesen und Schreiben lernt. 
Auch das Erwachsenenleben hält in Land A 
für Wel tbürger X wenig Erfreuliches bereit: 
Der Kampf u m Arbei tsplätze ist hart. Er wi rd 
sich mit e inem schlecht bezahlten Job in der 
Landwir tschaft begnügen müssen oder in 
den Slums am Rande der Haupts tadt sein 
Dasein fr isten. Anders in Land B: Mit e inem 
langsameren Wachs tum der Städte kann die 

Grundbedür fn isbefr ied igung Schri t t hal ten. 
Es gibt in ausre ichendem Maße gut bezahlte 
Arbei tsplätze in Stadt und Land — im moder­
nen Sektor, aber auch in Zul ieferbetr ieben im 
Agrarbere ich. 
Aus den geschi lderten einfachen Szenarien 
zieht der Bericht ein ebenso einfaches Resü­
mee: »Das Beispiel des Landes A zeigt, wie 
dr ingend diese Länder ihr Bevölkerungs­
wachs tum reduzieren müssen.« Hand in 
Hand mit Programmen »zur Veränderung so ­
zialer und wir tschaft l icher Bedingungen« 
wi rd sich dann alles zum Guten wenden . 
In Teil III wendet sich der Wel tbevölkerungs­
bericht drei angebl ich von Verfechtern des 
Bevö lkerungswachstums vorgebrachten Ar­
gumenten zu — sie werden vom UNFPA als 
eine Art Pappkameraden für den eigenen ar­
gumentat iven Feldzug benutzt . A rgument 
eins beschwör t das Innovat ionspotent ia l e i ­
ner wachsenden Bevölkerung für die wir t ­
schaft l iche Entwick lung herauf. Dem hält der 
Bericht entgegen, daß sich zum Beispiel in 
der gesamten Bevölkerungsgeschichte En­
glands kein Hinweis auf die Förderung land­
wir tschaft l icher Innovat ionen durch Bevölke­
rungsdruck f inden läßt. Gleichzeit ig macht 
sich der Bevölkerungsfonds zum Anwal t 
ausgestorbener Zivi l isationen wie der May­
as, die »dem Bevölkerungsdruck zum Opfer 
gefallen sind und . . . keine S t imme mehr (ha­
ben), um ihre traurige Geschichte zu erzäh­
len«. Als posit ives Gegenbeispiel hält der Be­
richt schließlich die Republ ik Korea bereit, 
die »an der Spitze der neuen Industr ieländer 
liegt«, d ies jedoch nur, weil dor t die Frucht­
barkeitsrate inzwischen auf dem Reproduk­
t ionsniveau liegt. 

Argument Nummer zwei besagt, daß sich 
das Bevö lkerungswachstum in bezug auf die 
wir tschaft l iche Entwick lung neutral verhält. 
Auch hier ist es für den Bericht ein leichtes, 
am Beispiel Afr ikas das Gegentei l zu bewe i ­
sen: »Regierungen von Ländern mit hoher 
Fruchtbarkeit s ind gezwungen, immer grö­
ßere Summen für die Grundbedürfn isbefr ie­
d igung auszugeben . . . « . Das Finanzvolu­
men für produkt ive Investi t ionen wi rd da ­
durch verringert. Auch ist die Wachs tumsra­
te des Pro-Kopf -E inkommens in den entwik-
kelten Ländern deshalb höher, wei l der Antei l 
der abhängigen, noch nicht arbei tsfähigen 
Jugendl ichen an der Gesamtbevö lkerung 
dort viel kleiner ist. »Das pro Kopf verfügbare 
Kapital, die Arbei tsprodukt iv i tät , die A lpha­
bet is ierungsrate und das Erziehungsniveau 
— sie alle s ind höher, wenn die Fruchtbarkeit 
niedriger ist.« 

Das Abhängigkei tsverhäl tn is von Bevölke­
rungswachstum und Umwel t w i rd in Gegen­
argument Nummer drei erörtert. Hier genügt 
es dem Bericht, das Prinzip der Entropie her­
aufzubeschwören und an unsere Verantwor­
tung zu appel l ieren, »noch ver fügbare freie 
Energie im Interesse jetziger und künft iger 
Generat ionen zu bewahren«. Seine Behaup­
tung, »je größer die Bevölkerung und je höher 
der Energieverbrauch ist, desto stärker wirkt 
s ich die Entropie aus«, versucht der Bericht 
schließlich anhand zweier Einzelbeispiele, 
der Entwaldung und der Ar tenvern ichtung, 
zu i l lustrieren. 
War der kri t ische Leser bis zu d iesem Punkt 
vielleicht nur verblüfft angesichts der Häu­
fung von Banali täten im »Bericht zur Lage der 

Wel tbevölkerung 1987<, so kann er sich jetzt 
des Eindrucks nicht mehr erwehren, mit 
ideologisch gefärbten Halbwahrhei ten abge­
speist zu werden . Der Behauptung, die Ent­
wa ldung sei auf den wachsenden Brennholz­
bedarf in den Entwick lungsländern und da­
mit natürl ich auf das Bevö lkerungswachs­
t u m zurückzuführen, wurde bereits im U N -
System selbst von kompetenter Seite wider­
sprochen. Die wei teren Ursachen und Hin­
tergründe — hierzu gehört beispielsweise 
der Ausverkauf t rop ischer Hölzer in die Indu­
str ienat ionen — wurden bereits in mehreren 
Studien der FAO eingehend erörtert. 
Es ist müßig, noch weiter ins Detail zu gehen. 
In Kapitel IV »Schlußfolgerungen« des Be­
richts heißt es: »Der Bevölkerungsdruck 
kann s ich auch indirekt auf die Industr ie län­
der auswirken, w ie beispielsweise in Form 
von Umwel tschäden, sozialen Konf l ikten 
oder der Unfähigkeit der Entwick lungs län­
der, ihren Schuldendienstverpf l ichtungen 
n a c h z u k o m m e n . . . . Bevö lkerungsprob leme 
betreffen die ganze Weltgemeinschaft .« Hier 
drängt sich die Vermutung auf, daß ein Be­
richt in der vorgelegten Form keine Analyse 
der Lage der Wel tbevö lkerung, ja nicht e in­
mal die Vorberei tung des »Tages der fünf Mi l ­
liarden«, sondern vielmehr offensicht l ich in 
erster Linie PR-Arbei t im einst igen Geber­
land USA — das schon im Vorjahr nicht mehr 
zum UNFPA-Budget bei t ragen moch te — 
zum Ziel hat. Dies ist zweifel los ein legi t imes 
Anl iegen des Fonds; se inem Anspruch , auch 
in einer fachl ich interessierten, breiteren in­
ternat ionalen Öffentl ichkeit Gehör zu f inden, 
wi rd freil ich mit dem diesjährigen Bericht 
kein guter Dienst erwiesen. 

Angela Großmann • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Menschenrechtskommission: 43. Tagung — Ände­
rung an der Spitze des Zentrums für Menschen­
rechte — Grundrechte von zahlreichen Staaten 
verletzt — Fortschritte im Einzelfall (18) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/ 
1986 S.113f. fort.) 

Verliert die Menschenrechtsarbei t der Ver­
einten Nat ionen an Gewicht? Diese Befürch­
tung drängte sich jedenfal ls auf, als im Zuge 
von Reorganisat ions- und Sparmaßnahmen 
UN-Generalsekretär Javier Perez de Cuellar 
Ende November letzten Jahres bekanntgab, 
daß das Zent rum für Menschenrechte der 
Weltorganisat ion künft ig keinen hauptamt l i ­
chen Chef mehr haben werde. Seit dem 
I . M ä r z ist Jan Mar tenson, bisher Leiter des 
UN-Abrüs tungszent rums in New York, als 
Nachfolger von Erik Suy neuer Generaldirek­
tor des Genfer Büros der Vereinten Nat ionen 
und in dieser Eigenschaft auch für das Men ­
schenrechtszent rum zuständig. Dessen b is­
heriger Leiter Kurt Herndl schied aus. Er wur ­
de gewissermaßen Opfer der von ihm selbst 
im letzten Jahr eingeleiteten Kürzungsmaß­
nahmen; diese, die beispielsweise zum Aus ­
fall der Tagung der Menschenrechts-Unter -
kommiss ion führ ten, waren von ihm ohne 
Absprache mit den Kommiss ionsmi tg l iedern 
getroffen worden , was ihm seinerzeit nach­
haltig verübelt wurde . 

Die 43. Tagung der aus 43 Mitgl iedstaaten 
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bestehenden Menschenrechtskommiss ion 
(Zusammensetzung: S.116 dieser Ausgabe) 
fand v o m 2. Februar bis zum 13. März 1987 
im Genfer Völkerbundpalast statt. Sie s tand 
unter der Leitung von Leonid Evmenov, pro­
minenter Angehör iger der Akademie der 
Wissenschaf ten Bjelorußlands. Darüber, daß 
in d iesem Jahr der Vorsitz der Kommiss ion 
Bjelorußland zufallen sol l te, war der Delega­
t ionsleiter der Vereinigten Staaten, Robert 
Wal lach, wie er auf einer Pressekonferenz 
a m 2. Februar mittei l te, zunächst ve rwun­
dert. Er habe jedoch herausgefunden, daß 
die USA in Jalta »dem unabhängigen Status 
der Bjelorussischen Sowjet ischen Sozial ist i ­
schen Republik« zugest immt hät ten. 
In seiner Eröf fnungsansprache ging Kurt 
Herndl auf die For tentwick lung der Men ­
schenrechte ein: Die erste Phase sei gekenn­
zeichnet gewesen von dem Bemühen um S i ­
cherung der Freiheit und Menschenwürde 
durch internationale Kodi f ikat ionen, die 
zweite Stufe sei erreicht worden mit der Ent­
wick lung von Überwachungseinr ichtungen 
und -verfahren; nunmehr, an der Schwel le 
eines neuen Jahrhunder ts , zeichne s ich die 
dr i t te Phase ab , die vor al lem Hil feleistungen 
zur Umsetzung der garantierten Menschen­
rechte beinhalten müsse. Hierzu sei es erfor­
der l ich, daß die Vereinten Nat ionen mit den 
entsprechenden Hil fsmitteln ausgerüstet 
würden , um beispielsweise Berater in Men ­
schenrechtsf ragen aussenden und regionale 
Beratungsstel len unterstützen zu können — 
angesichts der prekären Finanzlage ein 
schwier iges Unter fangen. 

I. Eingangs beschäf t igte sich die Kommis ­
sion mit der Lage in den von Israel besetzten 
arabischen Gebieten. Der amerikanische 
Vertreter sprach sich für eine größere Au to ­
nomie der besetzten Gebiete aus. Al lgemein 
wurde die Repressionspol i t ik scharf kritisiert; 
Israel widersetze sich konstant den UN-Re­
solut ionen und internationalen A b k o m m e n . 
Diese Haltung spiegelte sich auch in den 
diesjährigen Resolut ionen der Kommiss ion 
wider: Israels »Politik der eisernen Faust« in 
Palästina und den anderen besetzten arabi­
schen Gebieten wurde ebenso verurtei l t wie 
die Unterwerfung des West jordanlandes und 
des Gazastreifens unter israelische Gesetze 
und Siedlungspol i t ik (28 Ja, 8 Nein west l i ­
cher Staaten, 6 Enthaltungen). Bei einer Ge­
gens t imme (USA) wurde Israel erneut aufge­
fordert , Palästinensern den Status von 
Kr iegsgefangenen zuzuerkennen, sie ent­
sprechend der Genfer Konvent ion zu behan­
deln und dem Internationalen Komitee vom 
Roten Kreuz (IKRK) Besuche der Gefange­
nen zu gestat ten. In einer weiteren Entschl ie­
ßung über die Menschenrechts lage im be ­
setzten syr ischen Gebiet prangerte die K o m ­
mission den Terror und die unmenschl iche 
Behandlung der syr ischen Staatsbürger 
(Drusen) an, die sich weigern, die israelische 
Staatsbürgerschaft anzunehmen. Schl ieß­
lich wurde Israel aufgefordert , s ich unver­
zügl ich vom syr ischen Terr i tor ium zurückzu­
ziehen und seine Terrorisierung der Ziv i lbe­
völkerung sowie andere Wi l lkürmaßnahmen 
einzustel len. Gleiches wurde auch für die ok­
kupierten Gebiete in Südl ibanon gefordert . 

II. Auf der Tagesordnung s tand weiter das 
Recht auf Selbstbestimmung und seine A n ­

wendung auf alle Völker unter Kolonial- oder 
Fremdherrschaft . Insgesamt fünf Resolut io­
nen wurden hierzu verabschiedet , die s ich 
mit der Lage in der Westsahara, Palästina, 
Afghanis tan, Kamputschea und dem Südl i ­
chen Afr ika befassen. 
Die Situat ion in der Westsahara gehöre in 
den Kontext der Entkolonisierung; Marokko 
und die POLISARIO wurden zu direkten Ver­
handlungen aufgefordert , u m einen Waf fen­
st i l lstand — als Vorbed ingung für eine f r ied­
liche Lösung des Konfl ikts auf der Grundlage 
des Se lbs tbest immungsrechts — zu errei­
chen. 
Auch das Se lbs tbest immungsrecht der Be­
völkerung Palästinas und der Status der PLO 
als der einzigen wahren Vertretung des palä­
st inensischen Volkes wurden bekräft igt — 
dieses Volk habe ein Recht, ohne äußere Ein­
mischung einen souveränen Staat zu g rün­
den . 
In ihrer Afghanistan-Resolut ion forder te die 
Kommiss ion w iederum — gegen den Wider­
stand der öst l ichen Staaten — den sofor t i ­
gen Abzug aller f remden Truppen, dami t das 
afghanische Volk sein Recht auf Se lbs tbe­
s t immung wahrnehmen und seine eigene 
Regierung frei wählen könne. 
Die andauernden, massiven Menschen­
rechtsver letzungen in Kamputschea, seine i l ­
legale Besetzung durch Vietnam sowie w ie ­
derhol te Luftangriffe auf die Ziv i lbevölkerung 
wurden von der Kommiss ion verurtei l t , die 
schon seit s ieben Jahren den Abzug der 
f remden Truppen verlangt. 
In einer Resolut ion über das Südl iche Afr ika 
wurde w iederum das Recht des namibischen 
Volkes auf Se lbs tbes t immung und Unabhän­
gigkeit in einem geeinten Namibia unter Ein­
schluß von Walf ischbai hervorgehoben so ­
wie die Rechtmäßigkei t seines Befreiungs­
kampfes mit allen Mitteln — auch durch be­
waffneten Kampf — bestät igt . Diese Resolu­
t ion wurde von den west l ichen Ländern 
wegen der Legit imierung des bewaffneten 
Kampfes nicht unterstützt. 
III. Die dramat ische Eskalation der Men ­
schenrechtsver letzungen in Südafrika wurde 
von der Kommiss ion auf das schärfste verur­
teilt; alle Formen von Apartheid seien 
schnel lstens abzuschaf fen. »Null und n ich­
tig« seien die neue Verfassung und soge­
nannte Reformen, die weder eine Beend i ­
gung des Ausnahmezustands noch die A b ­
schaf fung der Apartheidgesetze und anderer 
repressiver Maßnahmen bewirkt hät ten. Frei­
hei tskämpfer und pol i t ische Opposi t ionel le 
müßten brutale Unterdrückung und Folter 
befürchten. Die gegenüber den Nachbar­
staaten betr iebene aggressive Destabi l is ie-
rungspol i t ik sei sofort zu beenden und Nami ­
bia gemäß Resolut ion 435(1978) des Sicher­
heitsrats in die Unabhängigkei t zu ent lassen. 
Alle Staaten wurden nochmals dr ingend auf­
gefordert , s ich jegl icher Kooperat ion mit 
dem Apar the idregime zu enthal ten. Kritisiert 
wurde die Zusammenarbe i t west l icher Staa­
ten und Israels mit Südafr ika insbesondere 
im Nuklearbereich. 

In d iesem Zusammenhang bedauerte die 
Kommiss ion das Scheitern des Versuchs im 
Sicherheitsrat, verbindl iche Sankt ionen ge­
gen Südafr ika zu verhängen. 36 Länder be­
fürworteten die entsprechend ver fügende 
Resolut ion; Belgien, Frankreich und Japan 

enthielten s ich; die Vereinigten Staaten, 
Großbri tannien und die Bundesrepubl ik 
Deutschland s t immten dagegen. Wir tschaf t ­
l iche Zwangsmaßnahmen, so der Vertreter 
der Bundesrepubl ik , könnten nicht zu einer 
fr iedl ichen Lösung des Konfl ikts bei t ragen, 
vielmehr habe die Bevölkerung unter ihnen 
zu leiden — eine Hal tung, die bei der Mehr­
heit der Kommiss ion nicht auf Verständnis 
stieß. 
IV. Schwerpunk tmäßig beschäf t igte sich 
die Menschenrechtskommiss ion auch d ies­
mal wieder mit der Beurtei lung von Men ­
schenrechtsver letzungen in allen Teilen der 
Welt. 
In Guatemala, so der Sonderbeauf t ragte in 
seinem Bericht (UN Doc. E/CN.4/1987/24), 
regierten nun ein demokrat isch gewähl ter 
Präsident und Kongreß. Al lerdings sei das 
Land mit erhebl ichen pol i t ischen und wir t ­
schaft l ichen Schwier igkei ten konfront iert — 
die Armut sei unvorstel lbar und die Kr imina­
l itätsrate erschreckend hoch. Die Versuche, 
Menschenrechtsschutz innerstaatl ich wi rk­
sam zu garant ieren, verdienten jedoch die 
volle Unterstützung der internationalen Ge­
meinschaft . Dieser Ansicht schloß sich auch 
die Kommiss ion an. 

Die Lebensumstände der Bürger von El 
Salvador, so der Sonderber ichterstat ter 
(E/CN.4/1987/21), habe sich 1986 wei ter ver­
schlechtert , hauptsächl ich wegen des anhal ­
tenden Konf l ikts zwischen Regierung und 
FMLN-Guer i l la und der Wir tschaftskr ise. Po­
lit ische Morde gingen auf das Konto der 
Streit- und Sicherheitskräfte, al lerdings hät­
ten sie im Vergleich zum Vorjahr a b g e n o m ­
men. Die Gueri l la ihrerseits hielt wei terhin 
summar ische Hinr ichtungen ab und entführ­
te Ziv i lpersonen. Die Ach tung der Men ­
schenrechte sei ein wicht iges Anl iegen der 
Regierung Duarte; nunmehr müsse endl ich 
eine fr iedl iche Lösung des Konfl ikts ge fun­
den werden . Anerkennend erwähnte der 
Sonderber ichterstat ter die schnel le Anpas ­
sung des innerstaatl ichen Rechts an die für 
El Salvador verbindl ichen Menschenrech ts ­
s tandards und die Fortsetzung der Agrar-
und Just izreformen. Der anhal tende Konfl ikt 
und die Menschenrechtsver le tzungen in d ie­
sem Land wurden von der Kommiss ion be­
dauert , die vor einer Einmischung in die inne­
ren Angelegenhei ten warnte. 
Der Sonderbeauf t ragte für Chile lobte die zu ­
fr iedenstel lende Zusammenarbe i t mit der 
chi lenischen Regierung; sogar eine Vor-Or t -
Untersuchung sei ihm ermögl icht worden 
(E/CN.4/1987/7). 1986 seien zwar keine Per­
sonen mehr verschwunden, aber 663 solcher 
Fälle seien noch vor Gericht anhängig . In der 
Exilfrage seien Fortschr i t te erzielt und 
618 Personen die Rückkehr gestat tet wor ­
den. Die Ausarbei tung von Wahlgesetzen er­
rege öffentl iches Interesse und habe einen 
— wenn auch begrenzten — posi t iven Ein­
fluß auf den Dialog zwischen Regierung und 
Oppos i t ion. Trotz dieser Erfolge hätten aber 
schwere Ausschre i tungen von Personen, die 
in Verb indung zu Regierungsstel len s tehen, 
vor allem gegenüber Opposi t ionel len stat t ­
gefunden. Die Regierung müsse auch ein 
waches Auge auf das Bandenwesen haben 
und d iesem Terror ein Ende setzen. Besorg­
nis zeigte die Kommiss ion über die anhal ten­
den Menschenrechtsver le tzungen in Chi le 
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und die fehlende Institutionalisierung der 
Menschenrechte . Der chi lenische Delegierte 
beschwer te sich über eine wachsende Pol i t i ­
s ierung der Diskussion; einzelne Vorwürfe in 
dem Bericht seien grundlos, zudem werde 
die Kooperat ionsberei tschaft seiner Regie­
rung nicht genügend gewürdigt . 
Trotz pol i t ischer Erklärungen über eine f r ied­
liche Aussöhnung habe sich die Menschen­
rechtslage in Afghanistan nicht merkl ich 
gebessert , so Berichterstatter Ermacora 
(E/CN.4/1987/22): Die Kämpfe hielten be­
sonders in grenznahen Gebieten an, die Zahl 
der Flüchtl inge wachse ständig und die Aus­
wi rkungen der verkündeten Amnest ie seien 
noch nicht absehbar. Er empfahl der K o m ­
miss ion, die Lage in d iesem Land weiter 
sorgfält ig zu beobachten , insbesondere im 
Hinbl ick auf die Amnest ie und den angekün­
d ig ten Waffenst i l ls tand. Nach Ansicht des 
afghanischen Außenministers liegen seit der 
Revolut ion im Apri l 1978 gute Bedingungen 
für die str ikte Einhaltung der Menschenrech­
te vor, deren recht l iche Grundlage im Ak­
t i onsprogramm der Demokrat ischen Volks­
partei sowie verschiedenen Gesetzen zu f in ­
den sei. Die »Politik der nationalen Versöh­
nung« sei eine fr iedl iche und menschl iche 
Polit ik, der am 15. Januar verkündete Waf­
fenst i l ls tand ein erster Schritt zur Befr iedung 
des Landes. Al lerdings fühlten sich viele Af­
ghanen durch die dauernde Einmischung 
f remder Mäch te und bewaffnete Angrif fe von 
der Rückkehr in die Heimat abgehal ten. 
Nach Ans icht seiner Regierung müsse jedes 
Land seine Probleme im menschenrecht l i ­
chen Bereich selbst lösen; als Ansatz dazu 
seien d ie Einladung des IKRK und einer Un ­
te rsuchungsgruppe unter Ermacoras Lei­
tung zu verstehen. Die Kommiss ion verurtei l­
te das scharfe Vorgehen afghanischer und 
f remder Truppen gegen ihre Opponenten 
und die Methoden der Kriegsführung; die 
Parteien sol l ten sich entsprechend den Re­
geln des humani tären Kriegsvölkerrechts 
verhal ten. Ein von Bjelorußland e ingebrach­
ter Resolut ionsentwurf , der die Bemühungen 
der afghanischen Regierung um nationale 
Versöhnung anerkennen wol l te, wurde nach 
dem Schei tern eines anderen Resolut ions­
entwur fes der UdSSR zurückgezogen; das 
Mandat des Sonderber ichterstat ters wurde 
um ein Jahr verlängert. 
Es sei unmögl ich gewesen, so der Sonder­
beauft ragte für Iran, alle wicht igen Punkte in 
se inem Bericht (E/CN.4/1987/23) zu erör­
tern: Weder auf seine noch auf die Fragen 
seines Vorgängers habe Iran bislang geant­
wor tet . In d iesem Lande hielten die Men­
schenrechtsver letzungen an, wenn auch die 
Zahl der Vorwürfe abgenommen habe. Er 
sch lug der Menschenrechtskommiss ion vor, 
eine Kommiss ion für Iran einzurichten, die 
— die Zus t immung Irans vorausgesetzt — 
durch Bereisung des Landes Informationen 
sammeln könnte. 

In einer Resolut ion über Zypern wiederhol te 
die Kommiss ion ihren Aufruf bezügl ich der 
vol len Wiederherstel lung aller Menschen­
rechte, insbesondere auch für die Flücht l in­
ge. 
Sri Lanka soll seine Zusammenarbe i t mit 
dem IKRK fortsetzen und ihm die Erfüllung 
seiner Aufgaben erleichtern. Die g3waltsa-
men Ausschre i tungen müßten ein Ende f in ­

den und eine fr iedl iche Lösung des Konfl ikts 
ausgehandel t werden . Die im Konsens ver­
abschiedete Entschl ießung war die erste zu 
der Auseinandersetzung in d iesem südasia­
t ischen Staat. 
Über einen von den Vereinigten Staaten e in­
gebrachten Resolut ionsentwurf über die 
»besorgniserregende menschenrecht l iche 
Lage« in Kuba, die sie von der Kommiss ion 
untersucht haben wol l ten, wurde auf Betrei­
ben Indiens nicht abgest immt ; ebenfal ls auf 
Vorschlag Indiens wurde von einer im Ge­
genzug gewünsch ten Kritik der »Politik der 
Menschenrechtsver letzungen« der USA ab ­
gesehen. Damit war freil ich ein wesent l iches 
Vorhaben Washingtons für die 43 .Tagung 
der Kommiss ion gescheitert ; mit Bedacht 
hatte es A rmando Valladares in seine Dele­
gat ion au fgenommen, der sich als langjähri­
ger pol i t ischer Gefangener Fidel Castros und 
nunmehriger US-Bürger vorstel l te. 
V. Im Schnellverfahren erfolgende oder 
willkürliche Hinrichtungen, so mußte der 
Sonderber ichterstat ter (E/CN.4/1987/20) 
feststel len, kommen in allen Regionen vor. 
Als Hauptursache nannte er die zahlreichen 
bewaffneten Auseinandersetzungen, deren 
Opfer auch unter der Ziv i lbevölkerung zu f in ­
den seien. Terroranschläge sowie Hinr ich­
tungen ohne oder nach nicht rechtsstaat l i ­
chem Verfahren seien weitere Ursachen. 
Überprüfung der nationalen Gesetzgebung, 
genauere Untersuchung myster iöser Todes ­
fälle sowie konsequente internationale Z u ­
sammenarbei t könnten die Lage verbessern 
helfen. Während des letzten Jahres habe 
sich die Zusammenarbe i t mit den beschu l ­
digten Regierungen verbessert ; von 21 um 
Ste l lungnahme gebetenen Regierungen hät­
ten immerhin 16 Staaten geantwortet . 
Weitere Diskuss ionspunkte waren die Folter 
und das Verschwindenlassen von Personen. 
Die Regierungen wurden zur Zusammenar­
beit mit den entsprechenden Arbei tsgruppen 
aufgefordert . Die Kommiss ion dankte allen 
Staaten, Organisat ionen und Privatpersonen 
für ihre Spenden in den Freiwil l igen Fonds 
der Vereinten Nat ionen für Opfer der Folter, 
mit denen schon wicht ige Hilfe geleistet wer­
den konnte. Des wei teren befaßte sich die 
Kommiss ion mit dem Problem religiöser In­
toleranz und forderte in ihrer Entschl ießung 
über die Umsetzung der »Erklärung über die 
Beseit igung aller Formen von Intoleranz und 
Diskriminierung auf Grund der Religion oder 
der Überzeugung- von 1981 alle Staaten zur 
Gewährle istung der Glaubensfreiheit auf. Als 
hilfreich bei der Behandlung dieser Frage er­
wies sich die Arbeit des im letzten Jahr beru­
fenen Sonderber ichterstat ters (E/CN.4/ 
1987/35), die großen Anklang fand. US-Ver­
treter Wal lach hob die Bedeutung religiöser 
Toleranz im Zusammenleben der Völker be ­
sonders hervor und machte auf die Situat ion 
in den kommunis t ischen Ländern aufmerk­
sam — die dort Unterdrückten könnten der 
Unterstützung der USA gewiß sein. Den Wor­
ten der sowjet ischen Führung müßten nun 
auch Taten fo lgen. 

Geiselnahme, unter welchen Umständen 
auch immer, wurde von der Kommiss ion 
schärfstens verurteilt; die Staaten wurden 
zur Verhütung und strengen Bestrafung so l ­
cher Delikte aufgefordert . 
Die Kommiss ion entschloß s ich, einen Son ­

derbeauf t ragten für ein Jahr mit einer Unter­
suchung zu betrauen, inwieweit der Einsatz 
von Söldnern zu Menschenrechtsver le tzun­
gen beiträgt und die Verwirk l ichung des 
Se lbs tbest immungsrechts behindert (+30, 
- 1 1 (west l iche Staaten), =1). Der Westen, der 
den Einsatz von Söldnern ebenfal ls verurteilt, 
begründete seine Ab lehnung damit , das 
Mandat sei nicht klar genug umrissen und 
sein Erfolg daher zweifelhaft. 
Der Status der beiden internationalen Pakte 
über bürger l iche und pol i t ische sowie wir t ­
schaft l iche und kulturelle Rechte s tand 
ebenfal ls auf der Tagesordnung. Die (nur 
sch leppend fortschrei tende) Ausarbei tung 
eines II. Fakultat ivprotokol ls über die A b ­
schaffung der Todesstrafe w i rd die Kommis ­
sion weiter im Auge behal ten. Debatt iert wur­
de auch über das Recht auf Entwicklung, mit 
dessen Verwirk l ichungsmögl ichkei t s ich 
auch nach Verabschiedung der entspre­
chenden Erklärung der Generalversammlung 
(A/Res/41/128) eine Arbe i tsgruppe von Re­
gierungsexperten beschäft igt . Anregungen 
gab die Kommiss ion zudem für die A b ­
schlußarbeiten an einer Konvention über die 
Rechte des Kindes, für den Entwurf einer 
Erklärung über die Rechte von Minderheiten 
und -Eingeborenen' sowie für eine Konven­
tion über den Schutz der Arbeitsemigranten 
und ihrer Familien. 

VI. In nichtöffent l icher Sitzung prüfte die 
Kommiss ion die Menschenrechtss i tuat ion in 
Albanien, Hait i , Paraguay und Zaire gemäß 
Resolut ion 1503(XLVIII) des Wi r t scha f t s -und 
Sozialrats (Text: VN 5/1981 S.178f.) . Die 
Lage in Hait i , so der Vors i tzende der K o m ­
mission, w i rd künft ig nicht mehr nach dem 
sogenannten 1503-Verfahren überprüft , das 
besonders schwerwiegende und sys temat i ­
sche Menschenrechtsver le tzungen zum Ge­
genstand hat. 

Auf der Tagesordnung fehlte dieses Jahr der 
Bericht der Unterkommiss ion für die Verhü­
tung von Diskriminierung und für Minderhei ­
tenschutz, da ihre jährl iche Tagung 1986 w e ­
gen der angespannten Finanzlage ausfal len 
mußte. Das Mandat ihrer Mitgl ieder wurde 
um ein Jahr verlängert und der Generalse­
kretär gebeten, für die Abhal tung ihrer d ies­
jähr igen Tagung Sorge zu t ragen. Auch die 
Kommiss ion erwägt die Rational isierung von 
Tagesordnung und Debat ten. 
Auf der diesjährigen Tagung der Kommis ­
sion, so Vorsi tzender Evmenov, habe sich 
die Kompromißbere i tschaf t der Regierungen 
gezeigt. Doch die Zusammenarbe i t , so wa rn ­
te er, dürfe sich nicht nur auf das Mite inbr in­
gen einzelner Resolut ionen beschränken, 
sondern müsse prakt isch und konstrukt iv in 
allen Bereichen wi rken. 

Martina Palm-Risse • 

Verschiedenes 

Kriegsverbrechen-Kommission: Forderung Isra­
els auf Öffnung der Archive abgelehnt (19) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/ 
1986 S.115 fort.) 

Mit dem Ziel der Offenlegung aller Ak ten , die 
nach Auf lösung der Kommission der Verein-
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